
Spezialbrigaden bereits sehr erfolgreich tätig gewor­
den, z. B. in Gera auf dem Gebiete des Handels11.

*

Die Schlußfolgerungen enthalten noch eine Reihe 
von Schwerpunkten, aus denen den Fachabteilungen 
bestimmte Aufgaben erwachsen. Ihre Erfüllung soll 
hier kritisch eingeschätzt werden.

Der Schwerpunkt „ S t e i g e r u n g  d e r  A r b e i t s ­
p r o d u k t i v i t ä t “  spielte in der Tätigkeit der Straf­
abteilungen eine unterschiedliche Rolle. Es gab Ver­
fahren, in denen gegen Verleumder von Aktivisten und 
Neuerem mit strafrechtlichen Mitteln vorgegangen 
wurde. Die Anleitung der Abteilung I war — da die 
Handlungen in aller Regel im Betrieb begangen wur­
den — darauf gerichtet, die Verfahren durch Maßnah­
men der gesellschaftlichen Erziehung abzuschließen. ^

In der Tätigkeit der Abteilung II fand dieser 
Schwerpunkt nur teilweise seinen Niederschlag. Es ist 
selbstverständlich nicht richtig, etwa Verfahren wegen 
Normenschaukelei durchzuführen, um durch strafrecht­
liche Mittel technisch begründete Arbeitsnormen her­
beizuführen. Das ist auch richtig verstanden worden, 
und es kam insoweit zu keiner Einleitung eines Straf­
verfahrens. Dagegen spielte die mit dem Schwer­
punkt verbundene Aufgabe „Schutz des gesellschaft­
lichen Eigentums“ eine große Rolle. Es ist im Laufe 
des Jahres gelungen, das richtige Verhältnis zwischen 
dem Schutz des sozialistischen Eigentums und dem 
Schutz des persönlichen sowie privaten Eigentums her­
zustellen. Die Anfang 1958 noch oft vorhandene Über­
betonung des Schutzes des privaten Eigentums wurde 
überwunden.

Auf dem Gebiet der Abteilung IV hat das umfang­
reiche Thema der Steigerung der Arbeitsproduktivität 
den Staatsanwälten vor allem im Arbeits- und Sozial­
versicherungsrecht ein großes Betätigungsfeld eröffnet. 
Im Vordergrund stand hierbei die Durchsetzung des 
Rechts auf Beschäftigung entsprechend den Fähig­
keiten, insbesondere bei Kündigungsstreitigkeiten die 
Wiederherstellung des Rechts auf Beschäftigung, und 
der Rechte der Gewerkschaften beim Abschluß von 
Aufhebungsverträgen, die Durchsetzung der Vor­
rangigkeit des Erziehungsgedankens sowie im Bereich 
des Handels'die Abwendung vermeidbarer Verluste in 
Manko-Prozessen. Bei Lohnstreitigkeiten wurde die 
Ablehnung des Günstigkeitsprinzips, die Anerkennung 
des Prinzips der lebendigen Arbeit, der Grundsatz der 
Unabdingbarkeit durchgesetzt und dessen Anerken­
nung auch für den dreimonatigen Lohnausgleich bei 
Änderung von TAN erreicht. Ferner konnten die mit 
der technologisch bedingten Arbeitsteilung zusammen­
hängenden Fragen der Beschäftigung in verschiedenen 
Lohnstufen geklärt werden.

Bei der großen Vielfältigkeit der im Zusammenhang 
mit der Steigerung der Arbeitsproduktivität auftreten­
den Fragen des Arbeitsrechts kommt neben der Be­
achtung der Schwerpunkte — Kündigungsrecht, ma­
terielle Verantwortlichkeit, Lohnstreitigkeiten — der 

-Verwirklichung der erzieherischen Rolle des Arbeits­
rechts und der Durchsetzung des Leistungsprinzips 
sowie der Beachtung der arbeitsökonomischen Zu­
sammenhänge besondere Bedeutung zu. Die Grund­
lagen hierfür sind am besten durch die Betriebsarbeit 
und namentlich durch die Arbeit mit den Konflikt­
kommissionen zu gewinnen. Daher müssen die Staats­
anwälte auf verstärkte Arbeit mit diesen Kommis­
sionen orientiert werden. Es ist ferner erforderlich, 
mehr als bisher der arbeitsrechtlichen Problematik in 
den sozialistischen Großbetrieben nachzugehen, in 
denen die Tätigkeit der Konfliktkommission im Rah­
men des bisherigen Aufgabenbereichs erfahrungsge­
mäß keine erhebliche Rolle spielt. Die in dieser Hin­
sicht in der letzten Zeit eingetretene Stagnation muß 
überwunden werden.

Auf dem Gebiet der Allgemeinen Aufsicht hat sich 
die gestellte Schwerpunktaufgabe, mit der allseitigen 
Durchsetzung der Betriebsprämienverordnung entspre­
chend dem sozialistischen Prinzip der materiellen In- * *
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teressiertheit zur Steigerung der Arbeitsproduktivität 
beizutragen, als richtig erwiesen. Die Anfangsschwie­
rigkeiten sind überwunden: alle Bezirke arbeiten auf 
diesem Gebiet jetzt operativ, zu wenig jedoch noch 
die einzelnen Kreise. Notwendig ist die größere Ein­
beziehung der Werktätigen — insbesondere der BGL- 
Mitglieder — in die Untersuchungen.. Dort, wo es 
zweckmäßig ist, sind die Ergebnisse der Überprüfungen 
vor allen Werktätigen auszuwerten.

Richtigerweise werden die Aufgaben auf dem Gebiet 
des Erfindungs- und Vorschlagswesens, die Kontrolle 
der Auswertung der Produktionsberatungen und des 
Arbeitsschutzes in den meisten Bezirken mit den Auf­
gaben auf dem Gebiet des Betriebsprämienwesens ver­
bunden. So greift auch dadurch in zunehmendem 
Maße eine komplexe, operative Arbeitsweise Platz.

Auf den besonderen Schwerpunkten Chemie sowie 
Kohle und Energie sind Verzögerungen in der Arbeit 
der Allgemeinen Aufsicht eingetreten. Die Staatsan­
wälte haben nicht schnell genug verstanden, daß es 
in erster Linie darauf ankommt, die zur Hebung der 
Arbeitsproduktivität in der sozialistischen Industrie 
vorgesehenen Maßnahmen auf diese bezirklichen 
Schwerpunkte unter aktiver Einbeziehung der Kreis­
staatsanwälte zu konzentrieren.

Zur Hebung der Arbeitsproduktivität bedarf es auch 
der Klärung der Probleme aus der zusätzlichen Alters­
versorgung für die technische Intelligenz und der Be­
seitigung von Mängeln in der Betreuung junger Hoch­
schulkader für die Chemie.

Zum Schwerpunkt L a n d w i r t s c h a f t  ist hin­
sichtlich der Abteilung I zu sagen, daß eine größere 
Anzahl von Diversionsakten, und zwar Brandstif­
tungen, vorgekommen und aufgeklärt worden sind. Die 
Motive der Täter waren sehr unterschiedlich, aber es 
zeichnete sich doch deutlich ab, daß einige die Hand­
lungen begingen, um sich in Westberlin oder West­
deutschland die Anerkennung als „politischer Flücht­
ling“ zu verschaffen. Das beweist, wie gerade diese 
Verbrechen durch die psychologische Kriegsführung der 
Bonner Regierung hervorgerufen werden.

Untersuchungen hinsichtlich des Zurückbleibens 
mancher Bezirke und Kreise in der genossenschaft­
lichen Entwicklung — wie sie in den Schlußfolgerungen 
verlangt werden — sind noch nicht durchgeführt 
worden. Jedoch waren in den Bezirken Magdeburg, 
Schwerin, Leipzig und Neubrandenburg in dieser 
Frage Spezialbrigaden eingesetzt.

Auf dem Tätigkeitsfeld der Abteilung II haben be­
sonders die in allen Bezirken durchgeführten Ver­
fahren wegen unberechtigter Verminderung der Rind­
viehbestände, Schwarzschlachtungen und unberech­
tigter Verkäufe an Privathändler mit dazu beige­
tragen, daß derartige Verbrechen jetzt nicht mehr als 
Schwerpunkt der staatsanwaltschaftlichen Arbeit zu 
betrachten sind. Nach wie vor sind aber Spekulationen 
mit Sollumschreibungen, Scheinverträge des Zucht- und 
Nutzviehkontors sowie erhebliche Mängel und Kor­
ruptionserscheinungen auf dem Gebiet des ländlichen 
Bauwesens zu verzeichnen.

Auf dem Gebiet der Abteilung IV sind die Aufgaben 
zum Schwerpunkt Landwirtschaft umfassend und gut 
gelöst werden. Das ist besonders darauf zurückzu­
führen, daß es gelang, die auftretenden Probleme auf 
die Grundsätze des sozialistischen Leistungsprinzips, 
des sozialistischen Genossenschaftsverhältnisses und 
der innergenossenschaftlichen Demokratie zu konzen­
trieren. Durch umfangreiche Teilnahme an Mitglieder­
versammlungen und Aussprachen in den LPG konnten 
die rechtlichen Streitfragen geklärt und dem Obersten 
Gericht in Komplexen zur Entscheidung unterbreitet 
werden. Die Erfahrungen konnten auch erfolgreich bei 
der Mitwirkung der Staatsanwaltschaft an der Kodifi- 
zierung des LPG-Rechts verwertet werden.

Bei der Allgemeinen Aufsicht kommt es jetzt darauf 
an, den Perspektivplänen der ländlichen Gemeinden 
größte Aufmerksamkeit zu schenken. Diese Pläne 
müssen das ganze Dorf erfassen. Nach dem Inkraft­
treten des neuen LPG-Rechts kommt dann die Über­
wachung der Einhaltung des Gesetzes, z. B. bei der Re­
gistrierung der neuen Statuten usw., hinzu.

Die Aufgabe, die Kontrolle des Staatsanwalts auch 
auf die staatliche Leitung und Hilfe für die LPG und
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